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(Veroffentlichungsbediirftige Rechtsak‘te)

VERORDNUNG (EG) Nr. 3093/94 DES RATES
vom 15. Dezember 1994
iiber Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht fiihren

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft, insbesondere. auf Artikel 130s Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus-
ses (2),

gemifl dem Verfahren des Artikels 189c des Ver-
trags (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

Es steht fest, daf§ die im bisherigen Umfang fortdauernde
Emission von Stoffen, die zu einem Abbau der Ozon-
schicht fiithren, schwere Schiden an der Ozonschicht zur
Folge hat.

Die Verordnung (EWG) Nr. 594/91 des Rates vom
4. Mirz 1991 iber Stoffe, die zu einem Abbau der
Ozonschicht fithren (4), ist durch die Verordnung (EWG)
Nr. 3952/92 (5) gedndert worden. Anlidfllich der jetzigen
Anderung ist im Interesse der Klarheit eine Neufassung
jener Verordnung angebracht.

Angesichts der Verantwortung der Gemeinschaft fiir die
Umwelt und den Handel sind alle Mitgliedstaaten und die

(1) ABL. Nr. C 232 vom 28. 8. 1993, S. 6.

(2) ABL Nr. C 52 vom 19. 2. 1994, S. 8.

(3) Stellungnahme des Europiischen Parlaments vom 8. Februar
1994 (ABL Nr. C 61 vom 28. 2. 1994, S. 114). Gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 27. Juli 1994 (ABL. Nr. C 301
vom 27. 10. 1994, S. 1) und Béschluf des Europiischen
Parlaments vom 17. November 1994 (noch nicht im Amts-

. blatt veréffentlicht).
(4) ABL Nr. L 67 vom 14, 3. 1991, S. 1.
(5) ABL Nr. L 405 vom 31. 12. 1992, S. 41.

Gemeinschaft dem Wiener Ubereinkommen zum Schutz
der Ozonschicht sowie dem Montrealer Protokoll iiber
Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht fithren, in
der von den Vertragsparteien des Protokolls auf ihrer
zweiten Tagung in London geidnderten Fassung beigetre-
ten.

Aufgrund der jungsten wissenschaftlichen Erkenntnisse
haben die Vertragsparteien des Montrealer Protokolls auf
ihrer vierten Tagung in Kopenhagen, auf der die Gemein-
schaft und ihre Mitgliedstaaten eine fithrende Rolle spiel-
ten, eine zweite Anderung des Protokolls beschlossen, die
zusdtzliche Mafinahmen zum Schutz der Ozonschicht
vorsieht.

Auf Gemeinschaftsebene miissen MafSnahmen getroffen
werden, um die Verpflichtung der Gemeinschaft aus dem
Ubereinkommen und der zweiten Anderung des Proto-
kolls zu erfilllen und insbesondere auf die Produktion
und das Angebot an Methylbromid und teilhalogenierten
Fluorbromkohlenwasserstoffen sowie das Angebot und
die Verwendung von teilhalogenierten Fluorchlorkohlen-
wasserstoffen in der- Gemeinschaft einzuwirken.

Insbesondere aufgrund der wissenschaftlichen Erkennt-
nisse ist es in bestimmten Fillen angebracht, strengere
Kontrollmainahmen einzufithren als sie in der zweiten
Anderung des Protokolls vorgesehen sind.

Es empfiehlt sich, die zugelassenen Verwendungszwecke
von ozonabbauenden Stoffen im Wege des Ausschufiver-
fahrens regelmifig zu tiberpriifen.

Die Entwicklung des Marktes fur ozonabbauende Stoffe
— insbesondere zur Sicherstellung eines ausreichenden
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Angebots fur wichtige Verwendungszwecke ~— sowie der
Stand der Entwicklung geeigneter Substitutionserzeug-
nisse missen stindig verfolgt werden; ferner muff die
Einfuhr ozonabbauender Stoffe, seien sie unbenutzt,
zuriickgewonnen oder aufgearbeitet; die zum zollrechtlich
freien Verkehr in der Europiischen Gemeinschaft abge-
fertigt werden, auf ein Mindestmaf$ beschrinkt werden.

Das Austreten ozonabbauender Stoffe sollte durch alle
praktikablen Vorsichtsmaffinahmen auf ein Minimum
beschrinkt und die Riickgewinnung dieser Stoffe nach
ihrer Verwendung zum Zweck des Recyclings oder der
sicheren Vernichtung gef6rdert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Geltungsbereich

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Produktion,
die Einfuhr, die Ausfuhr, das Angebot, die Verwendung
und die Riickgewinnung von Fluorchlorkohlenwasserstof-
fen, anderen vollhalogenierten Fluorchlorkohlenwasser-
stoffen, Halonen, Tetrachlorkohlenstoff, 1,1,1-Trichlo-
rethan, Methylbromid, teilhalogenierten Fluorbromkoh-
lenwasserstoffen und teilhalogenierten Fluorchlorkohlen-
wasserstoffen. Sie findet ferner auf die Ubermittlung von
Informationen iiber diese Stoffe Anwendung.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bedeuten

— L Protokoll“: das Montrealer Protokoll iiber Stoffe,
die zu einem Abbau der Ozonschicht fithren, in der
urspriinglichen Fassung von 1987, die 1990 und 1992
angepaflt wurde, in der gednderten Fassung von 1990,
die 1992 angepafit wurde, oder in.der geinderten
Fassung von 1992;

— ,Vertragspartei“: jede Vertragspartei des Protokolls;

— ,Nichtvertragsstaat des Protokolls“: im Hinblick auf
einen bestimmten geregelten Stoff ein Staat oder eine
regionale Organisation der wirtschaftlichen Integra-
tion, der bzw. die den fiir diesen Stoff geltenden
Regelungsmafinahmen nicht zugestimmt hat;

— ,geregelte Stoffe“: Fluorchlorkohlenwasserstoffe, an-
dere vollhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe,

Halone, Tetrachlorkohlenstoff, 1,1,1-Trichlorethan,
Methylbromid, teilhalogenierte Fluorbromkohlenwas-
serstoffe sowie teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwas-

- serstoffe, entweder in Reinform oder in einem

Gemisch. Diese Definition erfafft jedoch keine geregel-
ten Stoffe, die in einem Fertigerzeugnis enthalten sind,
aufler in Behiltern, die fiir die Beférderung oder
Lagerung solcher Stoffe verwendet werden, und ferner
keine unbedeutenden Mengen geregelter Stoffe, die
wihrend eines Herstellungsverfahrens aus Ausgangs-
stoffen, die nicht chemisch reagieren, unbeabsichtigt
oder zufillig entstehen, infolge ihrer Verwendung als
Verarbeitungshilfsstoff in chemischen Stoffen als Spu-
renverunreinigungen vorhanden sind oder wihrend
der Herstellung oder Behandlung des Erzeugnisses
entstehen;

»Fluorchlorkohlenwasserstoff“: die in Gruppe I des
Anhangs I aufgefiihrten geregelten Stoffe, einschlief-
lich ihrer Isomere;

wandere vollhalogenierte Fluorchlorkohlenwasser-
stoffe“: die in Gruppe II des Anhangs I aufgefiihrten
geregelten Stoffe, einschlieflich ihrer Isomere;

»Halone“: die in Gruppe III des Anhangs [ aufgefiihr-
ten geregelten Stoffe, einschlieBlich ihrer Isomere;

»Tetrachlorkohlenstoff“: der in Gruppe IV des
Anhangs I aufgefiihrte geregelte Stoff;

»1,1,1-Trichlorethan“: der in Gruppe V des Anhangs
I aufgefiihrte geregelte Stoff;

»Methylbromid“: der in Gruppe VI des Anhangs I
aufgefiihrte geregelte Stoff;

»teilhalogenierte Fluorbromkohlenwasserstoffe“: die
in Gruppe VII des Anhangs I aufgefithrten geregelten
Stoffe, einschlieflich ihrer Isomere; .

wteilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe: die
in Gruppe VIII des Anhangs I aufgefiithrten geregelten
Stoffe, einschliefSlich ihrer Isomere;

»Hersteller“: jede natiirliche oder juristische Person,
die geregelte Stoffe in der Gemeinschaft herstellt;

»Produktion“: die Menge der produzierten geregelten
Stoffe abziiglich der Menge, die mittels eines von den
Vertragsparteien anerkannten Verfahrens vernichtet
worden ist, und abziiglich der Menge, die bei der
Herstellung anderer Chemikalien ganz als Ausgangs-
stoff verwendet wird. Zuriickgewonnene und aufgear-.
beitete Mengen sind nicht als ,Produktion® zu
betrachten;

" ,Unternehmen®: jede natiirliche oder juristische Per-

son, die in der Gemeinschaft geregelte Stoffe zu
gewerblichen oder kommerziellen Zwecken herstellt,
zum Zwecke des Inverkehrbringens rezykliert oder
verwendet oder solche eingefithrten Stoffe in der
Gemeinschaft in den zollrechtlich freien Verkehr
bringt oder aus der Gemeinschaft ausfithrt;
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— ,Ozonabbaupotential“: die in der letzten Spalte des
Anhangs I genannte Zahl, die die potentielle Auswit-
kung eines jeden geregelten Stoffes auf die Ozon-
schicht angibt;

— ,berechneter Umfang“: eine Menge, die sich durch
Multiplikation der Menge jedes geregelten Stoffes mit
dem in Anhang I festgelegten Ozonabbaupotential
und durch Addition der Ergebnisse fiir jede einzelne
Gruppe von geregelten Stoffen des Anhangs I ergibt;

— ,industrielle Rationalisierung“: die Ubertragung des
gesamten oder eines Teils des berechneten Umfangs
der Produktion eines Herstellers auf einen anderen
entweder zwischen Vertragsparteien oder innerhalb
eines Mitgliedstaats, um die Wirtschaftlichkeit zu ver-
bessern oder auf erwartete Versorgungsmingel auf-
grund von BetriebsschlieBungen zu reagieren;

— wRickgewinnung®: Sammlung und Lagerung geregel-

ter Stoffe aus Maschinen, Geriten, Sicherheitsbehil-

tern, z. B. wihrend der Wartung oder vor der Entsor-
gung;

— ,Recycling“: Wiederverwendung eines zuriickgewon-
nenen geregelten Stoffes im Anschluf§ an ein grundle-
gendes Reinigungsverfahren wie Filtern und Trock-
nen. Bei Kithimitteln wird das Gerit normalerweise
wieder mit dem zuriickgewonnenen Stoff beschickt;
das Recycling erfolgt oft an Ort und Stelle;

— ,Aufarbeitung®: Bearbeitung und Aufbesserung von
zuriickgewonnenen geregelten Stoffen durch Verfah-
ren wie Filtern, Trocknen, Destillieren oder chemische
Behandlung, wodurch der Stoff wieder auf einen
spezifischen Leistungsstandard gebracht wird; die Ver-
wertung erfordert oft Behandlungen, die nicht an Ort
und Stelle, sondern in einer zentralen Anlage erfol-
gen.

KAPITEL II

REGELUNG FUR DEN STUFENWEISEN ABBAU

Artikel 3

Regelung der Produktion geregelter Stoffe

(1) Vorbehaltlich’der Absitze 8 bis 12 stellen die Her-
steller sicher, daf8

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 der
berechnete Umfang ihrer Fluorchlorkohlenwasser-
stoffproduktion 15% desjenigen von 1986 nicht tiber-
steigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1994 keine Fluorchlor-

kohlenwasserstoffe mehr herstellen.

Vorbehaltlich der Absitze 8 bis 12 stellen die Hersteller
in den Mitgliedstaaten, in denen der berechnete Umfang

der Fluorchlorkohlenwasserstoffproduktion 1986 weniger
als 15 000 Tonnen betrug, jedoch sicher, daf§

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 und in
.dem anschliefenden Zwoélfmonatszeitraum der be-
rechnete Umfang ihrer Fluorchlorkohlenwasserstoff-
produktion 15% desjenigen von 1986 nicht tiber-
steigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1995 keine Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe mehr herstellen.

Entsprechend den Vorschligen der Mitgliedstaaten legt
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 16
jedes Jahr etwaige wesentliche Verwendungszwecke, fiir
die die Produktion und die Einfuhr von Fluorchlorkoh-
lenwasserstoffen nach dem 31. Dezember 1994 in der
Gemeinschaft zugelassen sind, sowie die Verwender fest,
die sich diese wesentlichen Verwendungszwecke fiir den
eigenen Bedarf zunutze machen diirfen; hierbei wendet sie
die Kriterien an, die in der von den Parteien des Montrea-
ler Protokolls getroffenen Entscheidung IV/25 vorgesehen
sind. Diese Produktion und Einfuhr sind nur dann zulis-
sig, wenn keine geeigneten Ersatzstoffe oder keine rezyk-
lierten Fluorchlorkohlenwasserstoffe von anderen Ver-
tragsparteien’ des Protokolls zur Verfiigung stehen.

Die Kommission erteilt Lizenzen fiir die in Unterabsatz 3
genannten Verwender und teilt ihnen mit, fiir welchen
Verwendungszweck diese Lizenz gilt sowie welche Stoffe
und welche Stoffmengen sie verwenden diirfen.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten, nach
dem 31. Dezember 1994 Fluorchlorkohlenwasserstoffe
zur Deckung des lizenzierten Bedarfs der in Unterabsatz 3
genannten Verwender herzustellen. Die zustindige Be-
horde des betreffenden Mitgliedstaats unterrichtet die
Kommission vorab von ihrer Absicht, eine solche Erlaub-
nis zu erteilen.

(2) Vorbehaltlich der Absitze 8 bis 12 stellen die Her-
steller sicher, daff

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 der
berechnete Umfang ihrer Produktion von anderen
vollhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen 15%
desjenigen von 1989 nicht iibersteigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1994 keine anderen
vollhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffe mehr
herstellen.

Entsprechend den Vorschligen der Mitgliedstaaten legt
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 16
jedes Jahr etwaige wesentliche Verwendungszwecke, fiir
die die Produktion und die Einfuhr von anderen vollhalo-
genierten Flgorchlorkohlenwasserstoffen nach dem 31.
Dezember 1994 in der Gemeinschaft zugelassen sind,
sowie die Verwender fest, die sich diese wesentlichen
Verwendungszwecke fiir den eigenen Bedarf zunutze
machen diirfen; hierbei wendet sie die Kriterien an, die in
der von den Parteien des Montrealer Protokolls getroffe-
nen Entscheidung IV/25 vorgesehen sind. Diese Produk-
tion und Einfuhr sind nur dann zuldssig, wenn keine
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geeigneten Ersatzstoffe oder keine rezyklierten vollhaloge-
nierten Fluorchlorkohlenwasserstoffe von anderen Ver-
tragsparteien des Protokolls zur Verfiigung stehen.

Die Kommission erteilt Lizenzen fiir die in Unterabsatz 2
genannten Verwender und teilt ihnen mit, fiir welchen
Verwendungszweck diese Lizenz gilt sowie welche Stoffe
und welche Stoffmengen sie verwenden diirfen.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten, nach
dem 31. Dezember 1994 andere vollhalogenierte Fluor-
chlorkohlenwasserstoffe zur Deckung des lizenzierten
Bedarfs der in Unterabsatz 2 genannten Verwender her-
zustellen. Die zustindige Behorde des betreffenden Mit-
gliedstaats unterrichtet die Kommission vorab von ihrer
Absicht, eine solche Erlaubnis zu erteilen.

(3) Vorbehaltlich der Absitze 8 bis 12 stellen die Her-
steller sicher, daf$ sie nach dem 31. Dezember 1993 keine
Halone mehr herstellen. . ,

Entsprechend den Vorschligen der Mitgliedstaaten legt
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 16
jedes Jahr etwaige wesentliche Verwendungszwecke, fiir
die die Produktion und die Einfuhr von Halonen nach
dem 31. Dezember 1993 in der Gemeinschaft zugelassen
sind, sowie die Verwender fest, die sich diese wesentli-
chen Verwendungszwecke fiir den eigenen Bedarf zunutze
machen diirfen; hierbei wendet sie die Kriterien an, die in
der von den Parteien des Montrealer Protokolls getroffe-
nen Entscheidung IV/25 vorgesehen sind. Diese Produk-
tion und Einfuhr sind nur dann zuldssig, wenn keine
geeigneten Ersatzstoffe oder keine rezyklierten Halone
von anderen Vertragsparteien des Protokolls zur Verfii-
gung stehen.

Die Kommission erteilt Lizenzen fiir die in Unterabsatz 2
genannten Verwender und teilt ihnen mit, fiir welchen
Verwendungszweck diese Lizenz gilt sowie welche Stoffe
und welche Stoffmengen sie verwenden diirfen.

Ein Hersteller kann von den zustindigen Behorden des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten, nach
dem 31. Dezember 1993 Halone zur Deckung des lizen-
zierten Bedarfs der in Unterabsatz 2 genannten Verwen-
der herzustellen. Die zustindige Behorde des betreffenden
Mitgliedstaats unterrichtet die Kommission vorab von
ihrer Absicht, eine solche Erlaubnis zu erteilen.

(4) Vorbehaltlich der Absitze 8 bis 12 stellen die Her-
steller sicher, daff

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 der
berechnete Umfang ihrer Tetrachlorkohlenstoffpro-
duktion 15% desjenigen von 1989 nicht iibersteigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1994 keinen Tetracﬁlor-
kohlenstoff mehr herstellen.

Entsprechend den Vorschligen der Mitgliedstaaten legt
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 16
jedes Jahr etwaige wesentliche Verwendungszwecke, fiir
die die Produktion und die Einfuhr von Tetrachlorkoh-
lenstoff nach dem 31. Dezember 1994 in der Gemein-
schaft zugelassen sind, sowie die Verwender fest, die sich
diese wesentlichen Verwendungszwecke fiir den eigenen
Bedarf zunutze machen diirfen; hierbei wendet sie die
Kriterien an, die in der von den Parteien des Montrealer
Protokolls getroffenen Entscheidung IV/25 vorgesehen
sind. Diese Produktion und Einfuhr sind nur dann zulis-
sig, wenn keine geeigneten Ersatzstoffe oder kein rezyk-
lierter Tetrachlorkohlenstoff von anderen Vertragspar-
teien des Protokolls zur Verfiigung stehen.

Die Kommission erteilt Lizenzen fiir die in Unterabsatz 2
genannten Verwender und teilt ihnen mit, fiir welchen
Verwendungszweck diese Lizenz gilt sowie welche Stoffe
und welche Stoffmengen sie verwenden diirfen.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behérde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff herstellt,
die Erlaubnis erhalten, nach dem 31. Dezember 1994
Tetrachlorkohlenstoff zur Deckung des lizenzierten
Bedarfs der in Unterabsatz 2 genannten Verwender her-
zustellen. Die zustindige Behérde des betreffenden Mit-
gliedstaats unterrichtet die Kommission vorab von ihrer
Absicht, eine solche Erlaubnis zu erteilen.

(5) Vorbehaltlich der Absitze 8 bis 12 stellen die Her-
steller sicher, dafs

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 und in
dem anschliefenden Zwélfmonatszeitraum der be-
rechnete Umfang ihrer 1,1,1-Trichlorethanproduktion
50% desjenigen von 1989 nicht iibersteigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1995 kein 1,1,1-Trichlor-
ethan mehr herstellen.

Entsprechend den Vorschligen der Mitgliedstaaten legt
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 16
jedes Jahr etwaige wesentliche Verwendungszwecke, fiir
die die Produktion und die Einfuhr von 1,1,1-Trichlor-
ethan nach dem 31. Dezember 1995 in der Gemeinschaft
zugelassen sind, sowie die Verwender fest, die sich diese
wesentlichen Verwendungszwecke fiir den eigenen Bedarf
zunutze machen diirfen; hierbei wendet sie die Kriterien
an, die in der von den Parteien des Montrealer Protokolls
getroffenen Entscheidung IV/25 vorgesehen sind. Diese
Produktion und Einfuhr sind nur dann zulissig, wenn
keine geeigneten Ersatzstoffe oder kein rezykliertes 1,1,1-
Trichlorethan von anderen Vertragsparteien des Proto-
kolls zur Verfiigung stehen.

Die Kommission erteilt Lizenzen fiir die in Unterabsatz 2
genannten Verwender und teilt ihnen mit, fiir welchen
Verwendungszweck diese Lizenz gilt sowie welche Stoffe
und welche Stoffmengen sie verwenden diirfen.
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Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitglicdstaats, in dem er den betreffenden Stoff herstellt,

die Erlaubnis erhalten, nach dem 31. Dezember 1995

1,1,1-Trichlorethan zur Deckung des lizenzierten Bedarfs
der in Unterabsatz 2 genannten Verwender herzustellen.
Die zustindige Behorde des betreffenden Mitgliedstaats
unterrichtet die Kommission vorab von ihrer Absicht,
eine solche Erlaubnis zu erteilen.

(6) Vorbehaltlich der Absitze 8 bis 12 stellen die Her-
steller sicher, dafS

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1995 und in
jedem Zwolfmonatszeitraum danach der berechnete
Umfang ihrer Methylbromidproduktion. denjenigen
von 1991 nicht iibersteigt; :

— vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1998 und in
jedem Zwolfmonatszeitraum danach der berechnete
Umfang ihrer Methylbromidproduktion 75% desjeni-
gen von 1991 nicht iibersteigt.

Der berechnete Umfang der Methylbromidproduktion der
einzelnen Hersteller nach diesem Absatz enthilt nicht die
Produktion fir den Quarantinebereich oder fir die
Behandlung vor dem Transport.

(7) Vorbehaltlich der Absitze 10 bis 12 stellen die
Hersteller sicher, daf§ sie nach dem 31. Dezember 1995
keine  teilhalogenierten  Fluorbromkohlenwasserstoffe
mehr herstellen.

Entsprechend den Vorschligen der Mitgliedstaaten legt
die Kommission nach dem Verfahren des Artikels 16
jedes Jahr etwaige wesentliche Verwendungszwecke, fiir
die die Produktion und die Einfuhr von teilhalogenierten
Fluorbromkohlenwasserstoffen nach dem 31. Dezember
1995 in der Gemeinschaft zugelassen sind, sowie die
Verwender fest, die sich diese wesentlichen Verwendungs-
zwecke fiir den eigenen Bedarf zunutze machen diirfen;
hierbei wendet sie die Kriterien an, die in der von den
Parteien des Montrealer Protokolls getroffenen Entschei-
dung IV/25 vorgesehen sind. Diese Produktion und Ein-
fuhr sind nur dann zulissig, wenn keine geeigneten
Ersatzstoffe oder keine rezyklierten teilhalogenierten Flu-
orbromkohlenwasserstoffe von anderen Vertragsparteien
des Protokolls zur Verfiigung stehen.

Die Kommission erteilt Lizenzen fiir die in Unterabsatz 2
genannten Verwender und teilt ihnen mit, fiir welchen
Verwendungszweck diese Lizenz gilt sowie welche Stoffe
und welche Stoffmengen sie verwenden diirfen.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten, nach
dem 31. Dezember 1995 teilhalogenierte Fluorbromkoh-
lenwasserstoffe zur Deckung des lizenzierten Bedarfs der
in Unterabsatz 2 genannten Verwender herzustellen. Die
zustindige Behorde des betreffenden Mitgliedstaats unter-
richtet die Kommission vorab von ihrer Absicht, eine
solche Erlaubnis zu erteilen.

(8) Soweit es das Protokoll zulifit, kann ein Hersteller
von der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem
er den betreffenden Stoff/die betreffenden Stoffe herstellt,
die Erlaubnis erhalten, den in den Absitzen 1 bis 6
festgelegten Umfang der Produktion zur Deckung des
grundlegenden Inlandsbedarfs der in Artikel 5 des Proto-
kolls bezeichneten Vertragsparteien zu iiberschreiten,
sofern der berechnete zusitzliche Umfang der Produktion
in dem betreffenden Mitgliedstaat den gemif§ den Arti-
keln 2 A bis 2 E und Artikel 2 H des Protokolls fiir die
jeweiligen Zeitriume erlaubten Umfang nicht iiberschrei-
tet. Die zustindige Behérde des betrefferiden Mitglied-
staats unterrichtet die Kommission vorab von ihrer
Absicht, eine solche Erlaubnis zu erteilen.

(9) Soweit es das Protokoll zuliflt, kann ein Hersteller
von der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem
er den betreffenden Stoff/die betreffenden Stoffe herstellt,
die Erlaubnis erhalten, den in den Absitzen 1 bis 5§ sowie
in Absatz 7 festgelegten Umfang der Produktion zu
iiberschreiten, um den etwaigen Bedarf der Vertragspar-
teien fir wesentliche Verwendungszwecke auf ihren
Antrag hin zu decken. Die zustindige Behérde des betref-
fenden Mitgliedstaats unterrichtet die Kommission vorab
von ihrer Absicht, eine solche Erlaubnis zu erteilen,

(10) Soweit es das Protokoll zuldflt, kann ein Hersteller
von der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in dem
er den betreffenden Stoff/die betreffenden Stoffe herstellt,
die Erlaubnis erhalten, den in den Absitzen 1 bis 9
festgelegten Umfang der Produktion zum Zwecke der
industriellen Rationalisierung in dem betreffenden Mit-
gliedstaat zu iiberschreiten, sofern der berechnete Umfang
der Produktion in diesem Mitgliedstaat die Summe der
berechneten Produktionsmengen der heimischen Herstel-
ler nach den Absdtzen 1 bis 9 fiir die betreffenden
Zeitraume nicht tiberschreitet. Die zustindige Behorde
des betreffenden Mitgliedstaats unterrichtet die Kommis-
sion vorab von ihrer Absicht, eine solche Erlaubnis zu
erteilen.

(11) Soweit es das Protokoll zulifit, kann ein Hersteller
von der Kommission im Einvernehmen mit der zustindi-
gen Behorde des Mitgliedstaats, in dem er den betreffen-
den Stoff/die betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis
erhalten, den in den Absitzen 1 bis 10 jeweils zulissigen
Umfang der Produktion zum Zwecke der industriellen
Rationalisierung zwischen Mitgliedstaaten zu iiberschrei-
ten, sofern der berechnete Umfang der Produktion der
betreffenden Mitgliedstaaten zusammen die Summe der
berechneten Produktionsmengen der heimischen Herstel-
ler nach den Absitzen 1 bis 10 fiir die betreffenden
Zeitrdume nicht iiberschreitet. Hierzu ist auch die
Zustimmung der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats
erforderlich, in dem die Produktion verringert werden
soll.

(12) Soweit es das Protokoll zuliflit, kann ein Hersteller
von der Kommission im Einvernehmen mit der zustindi-
gen Behorde des Mitgliedstaats, in dem er den betreffen-
den Stoff/die betreffenden Stoffe herstellt, und der Regie-
rung des betroffenen Drittlands die Erlaubnis. erhalten,
den nach den Absitzen 1 bis 11 jeweils zulissigen
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Umfang der Produktion zum Zwecke der industriellen
Rationalisierung mit dem nach dem Protokoll und den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften zulidssigen berechne-
ten Umfang der Produktion eines Herstellers in einem
Drittland zu kombinieren, sofern der berechnete Umfang
der Produktion beider Hersteller zusammen die Summe

der nach den Absitzen 1 bis 11 dem gemeinschaftlichen -

Hersteller gestatteten Produktionsmengen und der berech-
neten Produktionsmengen, die dem Hersteller des Dritt-
lands nach dem Protokoll und den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften erlaubt wird, nicht tiberschreitet.

Artikel 4

Regelung des Angebots an geregelten Stoffen

(1) Vorbehaltlich des Absatzes 10 stellen die Hersteller
sicher, daf§

— der berechnete Umfang der Fluorchlorkohlenwasser-
stoffe, den sie vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
1994 in Verkehr bringen oder fiir eigene Zwecke
verwenden, 15% des berechneten Umfangs der Fluor-
chlorkohlenwasserstoffe, den sie 1986 in Verkehr
gebracht oder fiir eigene Zwecke verwendet haben,
nicht iibersteigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1994 keine Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe mehr in Verkehr bringen oder fiir
eigene Zwecke verwenden.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten,
Fluorchlorkohlenwasserstoffe nach dem 31. Dezember
1994 zur Deckung des lizenzierten Bedarfs der in Artikel
3 Absatz 1 genannten Verwender in Verkehr zu brin-
gen. :

(2) Vorbehaltlich des* Absatzes 10 stellen die Hersteller
sicher, daf3

— der berechnete Umfang der anderen vollhalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffe, den sie vom 1. Januar
bis zum 31. Dezember 1994 in Verkehr bringen oder
fiir eigene Zwecke verwenden, 15% des berechneten
Umfangs der anderen vollhalogenierten Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe, den sie 1989 in Verkehr gebracht
oder fiir eigene Zwecke verwendet haben, nicht iiber-

. steigt;

—j-; sie nach dem 31. Dezember 1994 keine anderen
vollhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffe mehr
in Verkehr bringen oder fiir eigene Zwecke verwen-
den.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des

Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden - Stoff/die

betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten,
andere vollhalogenierte  Fluorchlorkohlenwasserstoffe
nach dem 31. Dezember 1994 zur Deckung des lizenzier-
ten Bedarfs der in Artikel 3 Absatz 2 genannten Verwen-
der in Verkehr zu bringen.

(3) Vorbehaltlich des Absatzes 10 stellen die Hersteller
sicher, dafS sie nach dem 31. Dezember 1993 keine
Halone mehr in Verkehr bringen oder fir eigene Zwecke
verwenden.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behérde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten,
Halone nach dem 31. Dezember 1993 zur Deckung des

i lizenzierten Bedarfs der in Artikel 3 Absatz 3 genannten

Verwender in Verkehr zu bringen.

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 stellen die Hersteller
sicher, daf

— der berechnete Umfang an Tetrachlorkohlenstoff, den
sie vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 in
Verkehr bringen oder fiir eigene Zwecke verwenden,
15% des berechneten Umfangs an Tetrachlorkohlen-
stoff, den sie 1989 in Verkehr gebracht oder fiir
eigene Zwecke verwendet haben, nicht iibersteigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1994 keinen Tetrachlor-
kohlenstoff mehr in Verkehr bringen oder fiir eigene
Zwecké verwenden.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff herstellt,
die Erlaubnis erhalten, Tetrachlorkohlenstoff nach dem
31. Dezember 1994 zur Deckung des lizenzierten Bedarfs
der in Artikel 3 Absatz 4 genannten Verwender in
Verkehr zu bringen.

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 stellen die Hersteller
sicher, dafs

— der berechnete Umfang an 1,1,1-Trichlorethan, den

sie vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1994 sowie
in dem anschliefenden Zwolfmonatszeitraum in Ver-
kehr bringen oder fiir eigene Zwecke verwenden,
50% des berechneten Umfangs an 1,1,1-Trichlor-
ethan, den sie 1989 in Verkehr gebracht oder fiir
eigene Zwecke verwendet haben, nicht iibersteigt;

— sie nach dem 31. Dezember 1995 kein 1,1,1-Trichlor-
ethan mehr in Verkehr bringen oder fiir eigene
Zwecke verwenden.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff herstellt,
die Erlaubnis erhalten, 1,1,1-Trichlorethan nach dem 31.
Dezember 1995 zur Deckung des lizenzierten Bedarfs der
in Artikel 3 Absatz 5 genannten Verwender in Verkehr zu
bringen.

(6) . Vorbehaltlich des Absatzes 10 stellen die Hersteller
su:her, dafd

— der berechnete Umfang an Methylbromid, den sie
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1995 und in
jedem Zwolfmonatszeitraum danach in Verkehr brin-
gen oder fiir eigene Zwecke verwenden, den berechne-
ten Umfang an Methylbromid, den sie 1991 in Ver-
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kehr gebracht oder fiir eigene Zwecke verwendet
haben, nicht tibersteigt; '

— der berechnete Umfang an Methylbromid, den sie
vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1998 und in
jedem Zwolfmonatszeitraum danach in Verkehr brin-
gen oder fiir eigene Zwecke verwenden, 75% des
berechneten Umfangs an Methylbromid, den sie 1991
in Verkehr gebracht oder fiir eigene Zwecke verwen-
det haben, nicht iibersteigt.

Der berechnete Umfang an von den einzelnen Herstellern
nach diesem Absatz in Verkehr gebrachtem oder fiir
eigene Zwecke verwendetem Methylbromid enthilt nicht
die Produktion fiir den Quarantinebereich oder fiir die
Behandlung vor dem Transport.

(7) Vorbehaltlich des Absatzes 10 stellen die Hersteller
sicher, daf§ sie nach dem 31. Dezember 1995 keine
teilhalogenierten Fluorbromkohlenwasserstoffe mehr in
Verkehr bringen oder fiir eigene Zwecke verwenden.

Ein Hersteller kann von der zustindigen Behorde des
Mitgliedstaats, in dem er den betreffenden Stoff/die
betreffenden Stoffe herstellt, die Erlaubnis erhalten, teil-
halogenierte Fluorbromkohlenwasserstoffe nach dem
31. Dezember 1995 zur Deckung des lizenzierten Bedarfs
der in Artikel 3 Absatz 7 genannten Verwender in
Verkehr zu bringen.

(8) Vorbehaltlich des Absatzes 10

— darf der berechnete Umfang an teithalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, den Hersteller bzw.
Importeure vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
1995 sowie in jedem Zwélfmonatszeitraum danach in
Verkehr bringen oder fiir eigene Zwecke verwenden,

— 2,6% des berechneten Umfangs an Fluorchlorkoh-
lenwasserstoffen, den Hersteller bzw. Importeure
1989 in Verkehr gebracht oder fiir eigene Zwecke
verwendet haben, und

— den berechneten Umfang an teilhalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, den Hersteller
bzw. Importeure 1989 in Verkehr gebracht oder
fiir eigene Zwecke verwendet haben,

nicht iibersteigen.

Zu diesem Zweck teilt die Kommission gemifi dem
Verfahren des Artikels 16 jedem Hersteller oder
Importeur zu dem Zeitpunkt, zu dem die Gesamt-
menge, die Hersteller bzw. Importeure in Verkehr
gebracht oder fiir eigene Zwecke verwendet haben,
80% der vorstehend genannten Summe erreicht,
jedoch bis spitestens 1. Januar 2000 eine Quote zu;

— darf der berechnete Umfang an teilhalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, den ‘ein Hersteller
oder Importeur vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2004 und in jedem Zwolfmonatszeitraum danach in
Verkehr bringt oder fiir eigene Zwecke verwendet,
65% der ihm zugeteilten Quote nicht ubersteigen;

— darf der berechnete Umfang an teilhalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, den ein Hersteller

oder Importeur vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2007 und in jedem Zwélfmonatszeitraum danach in
Verkehr bringt oder fiir eigene Zwecke verwendet,
40% der ihm' zugeteilten Quote nicht tibersteigen;

— darf der berechnete Umfang an teilhalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, den ein Hersteller
oder Importeur vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2010 und in jedem Zwolfmonatszeitraum danach in
Verkehr bringt oder fiir eigene Zwecke veérwendet,
20% der ihm zugeteilten Quote nicht tibersteigen;

— darf der berechnete Umfang an teilhalogenierten
Fluorchlorkohlenwasserstoffen, den ein Hersteller
oder Importeur vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2013 und in jedem Zwolfmonatszeitraum danach in
Verkehr bringt oder fiir eigene Zwecke verwendet,
5% der ihm zugeteilten Quote nicht tibersteigen;

— diirfen Hersteller bzw. Importeure nach dem 31.
Dezember 2014 keine teilhalogenierten Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe mehr in den Verkehr bringen oder
fiir eigene Zwecke verwenden.

Soweit es diese Verordnung zuldft, kann die Kommission
gemifl dem Verfahren des Artikels 16 die zugeteilten
Quoten fiir teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe
iiberprifen.

(9) Die Angaben in den Absitzen 1 bis 7 gelten fiir die
Mengen an unbenutzten Stoffen, die der Hersteller in der
Gemeinschaft in Verkehr bringt oder fiir eigene Zwecke
verwendet.

Die Angaben in Absatz 8 gelten fiir die Mengen an
unbenutzten Stoffen, die ein Hersteller bzw. Importeur in
der Gemeinschaft aus Gemeinschaftsproduktion oder Ein-
fuhren in die Gemeinschaft in Verkehr bringt oder fiir
eigene Zwecke verwendet.

(10) Hersteller, die zum Inverkehrbringen einer Gruppe
von Stoffen im Sinne dieses Artikels oder zur Verwen-
dung dieser Gruppe von Stoffen fiir eigene Zwecke
berechtigt sind, konnen dieses Recht fiir die gesamte oder
einen Teil der nach diesem Artikel festgelegten Menge auf
jeden anderen Hersteller in der Gemeinschaft iibertragen.
Ein Hersteller, der dieses Recht erwirbt, teilt dies der
Kommission unverziiglich mit. Die Ubertragung des
Rechts ist nicht mit einem zusitzlichen Produktionsrecht
verbunden.

Die Kommission kann auf Antrag eines Herstellers Mafi-
nahmen treffen, um Maingel hinsichtlich seines Rechts
auszugleichen, teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasser-
stoffe in dem vom Protokoll erlaubten Umfang in Ver-
kehr zu bringen oder fiir eigene Zwecke zu verwenden.



Nr. L 333/8

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

22.12. 94

Artikel §

Regelung der Verwendung teilhalogenierter Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe

(1) Ab dem ersten Tag des sechsten Monats nach
Inkrafttreten dieser Verordnung ist die Verwendung von
teilhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen verboten,
ausgenommen :

— als Losungsmittel;
— als Kaltemittel;

— zur Herstellung von Hartschaumstoffen, die als Isola-
tionsstoffe verwendet werden, und von Integral-
schaumstoffen fiir Sicherheitszwecke;

— zur Verwendung in Labors, einschlieflich fiir For-
schungs- und Entwicklungszwecke;

— als Ausgangsmaterial bei der Herstellung anderer Che-
mikalien und

— als Trigergas fiir Sterilisationsstoffe in geschlossenen
Systemen.

(2) Ab dem 1. Januar 1996 ist die Verwendung von
teilhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen in fol-
genden Fillen verboten:

— zur Verwendung als Losungsmittel in nichtgeschlosse-
nen Systemen, einschliefflich offenen Reinigungsgera-
ten und offenen Trockenanlagen ohne Kiihlbereich, in
Klebstoffen und Trennmitteln, die nicht in Geriten
mit geschlossenem Kreislauf verwendet werden, in
Mitteln zum Entstopfen von Abfluflrohren, wenn die
teilhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffe nicht
zuriickgewonnen werden, und in Aerosolen, mit Aus-
nahme der Verwendung als Lésungsmittel fiir Reagen-
zien zur Entwicklung von Fingerabdriicken auf poro-
sen Oberflichen wie Papier und mit Ausnahme der
Verwendung als Fixiermittel fiir vor dem 1. Januar
1996 hergestellte Laserdrucker;

— in nach dem 31. Dezember 1995 hergestellten.Geréi-
ten fiir folgende Verwendungszwecke:
a) als Kiltemittel in nichtgeschlossenen Direktver-
dampfungssystemen;
b) als Kiltemittel in Haushaltskiihlgerditen und
-gefriergeriten;
¢) zur Klimatisierung von Kraftfahrzeugen;

d) zur Klimatisierung von Straflenfahrzeugen im
offentlichen Verkehr.

(3) Ab dem 1. Januar 1998 ist die Verwendung von
teilhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen in nach
dem 31. Dezember 1997 hergestellten Gerdten fur fol-
gende Verwendungszwecke verboten:

— zur Klimatisierung in Schienenfahrzeugen fiir den
offentlichen Verkehr,

— als Tragergas fiir Sterilisationsstoffe in geschlossenen
Systemen.

(4) Ab dem 1. Januar 2000 ist die Verwendung von
teilhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen in nach
dem 31. Dezember 1999 hergesteliten Geriten fiir fol-
gende Verwendungszwecke verboten:

— als Kiltemittel in 6ffentlichen bzw. Verteilerkiithlhiu-
sern und -lagern,

— als Kiltemittel in Geriten mit einer Eingangsleistung
von 150 kW oder mehr,

soweit keine Vorschriften, Sicherheitsbestimmungen oder
andere Auflagen fiir die Verwendung von Ammoniak
bestehen. .

-(5) Die Einfuhr, die Uberfithrung in den zollrechtlich

freien Verkehr und das Inverkehrbringen von Geriten,
deren Verwendung gemifl diesem Artikel beschrinkt
wird, sind ab ‘dem Datum des Inkrafttretens der Verwen-
dungsbeschrinkung verboten. Gerite, die nachweislich
vor dem Datum der Verwendungsbeschrinkung herge-
stellt wurden,. unterliegen diesem Verbot nicht.

(6) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti-
kels 16 in der Liste in den Absdtzen 1 bis 4 unter
Beriicksichtigung des technischen Fortschritts Einfiigun-
gen, Streichungen oder Anderungen vornehmen.

KAPITEL III

HANDELSREGELUNG

Artikel 6

Lizenz fiir die Einfuhr aus Drittlindern

(1) Voraussetzung fiir die Uberfithrung von geregelten
Stoffen in den zollrechtlich freien Verkehr der Gemein-

* schaft oder deren aktive Veredelung ist die Vorlage einer

Einfuhtlizenz, unabhingig davon, ob es sich um unbe-
nutzte, zuriickgewonnene oder aufgearbeitete Stoffe han-
delt. Diese Lizenzen werden von der Kommission erteilt,
nachdem iiberpriift worden ist, daf8 die Artikel 6, 7, 8
und 12 eingehalten werden. Die Kommissioh uibermittelt
der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats, in den solche
Stoffe eingefithrt werden sollen, eine Kopie der Lizenz.
Jeder Mitgliedstaat bestimmt hierfiir- seine zustidndige
Behorde. '

(2) Der Antrag auf eine Lizenz mufl folgendes enthal-
ten:

a) Name und Anschrift des Importeurs und des Expor-
teurs;

b) Ausfuhrland;

¢) Beschreibung der geregelten Stoffe unter Angabe
— der handelsiiblichen Bezeichnung,
— der Position und des KN-Codes,

— der Art des Stoffes (unbenutzt, zuriickgewonnen
oder aufgearbeitet),

— die Stoffmenge in kg;
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d) eine Erklirung iiber den Zweck der vorgesehenen
Einfuhren (Vernichtung nach einem von den Parteien
zugelassenen Verfahren, Aufarbeitung, Verwendung
als Ausgangsmaterial zur Herstellung anderer Stoffe,
andere Verwendungszwecke des geregelten Stoffes);

e) sofern bekannt, Ort und Zeitpunkt der vorgesehenen
Einfuhr. '

(3) Die Kommission kann eine Bescheinigung iiber die
Art der einzufithrenden Stoffe verlangen.

Artikel 7

Einfuhr geregelter Stoffe aus Drittlindern

(1) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz 8 und sofern es
sich nicht um Stoffe handelt, die mittels eines von den
Vertragsparteien anerkannten Verfahrens vernichtet wer-
den, die als Ausgangsmaterial zur Herstellung anderer
Chemikalien oder zu Quarantinezwecken oder fiir die
Behandlung vor dem Transport verwendet werden sollen,
unterliegt die Uberfithrung von aus Drittlindern einge-
fithrten geregelten Stoffen in den zollrechtlich freien Ver-
kehr mengenmifligen Beschrinkungen. Diese Beschrin-
kungen werden nach dem Verfahren des Artikels 16
festgelegt.

(2) Die Gemeinschaft eréffnet die in Anhang II bzw. in
Artikel 4 Absatz 8 festgelegten Quoten, die fir jeden im
Anhang II oder in Artikel 4 Absatz 8 genannten Zeitraum
von zwolf Monaten anzuwenden -sind; sie teilt diese
Quoten den Unternehmen nach dem Verfahren des Arti-
kels 16 zu.

(3) Die Kommission kann die in Anhang II festgelegten
Quoten nach dem Verfahren des Artikels 16 indern.

(4) Die Kommission kann gestatten, daf§ zusdtzlich zu
den in Anhang 1l und in Artikel 4 Absatz 8 genannten
Mengen geregelte Stoffe zur Deckung des lizenzierten
Bedarfs der in Artikel 3 Absitze 1 bis 5 sowie Absatz 7
genannten Verwender in die Gemeinschaft eingefiihrt
werden.

(5) Die Kommission kann Unternehmen nach dem Ver-
fahren des Artikels 16 gestatten, geregelte Stoffe, die
mittels eines von den Vertragsparteien anerkannten Ver-
fahrens vernichtet werden oder als Ausgangsmaterial zur
Herstellung anderer Chemikalien oder zu Quarantine-
zwecken und fiir die Behandlung vor dem Transport
verwendet werden sollen, in den zollrechtlich freien Ver-
kehr der Gemeinschaft zu iiberfiihren.

Artikel 8

Einfuhr geregelter Stoffe aus Nichtvertragsstaaten

(1) Die Uberfithrung von unbenutzten, zuriickgewonne-
nen oder aufgearbeiteten Fluorchlorkohlenwasserstoffen,
anderen vollhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen,
Halonen, Tetrachlorkohlenstoff oder 1,1,1-Trichlorethan,

welche aus Nichtvertragsstaaten eingefithrt werden, in
den zollrechtlich freien Verkehr der Gemeinschaft ist
untersagt.

(2) Ein Jahr nach dem Inkrafttreten der zweiten Ande-
rung des Protokolls wird die Uberfithrung von unbenutz-
ten, zuriickgewonnenen oder aufgearbeiteten teilhaloge-
nierten Fluorbromkohlenwasserstoffen, welche aus Nicht-
vertragsstaaten eingefiihrt werden, in den zollrechtlich
freien Verkehr der Gemeinschaft untersagt. Die Kommis-
sion verdffentlicht den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Anderung im Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaf-
ten. ‘

Artikel 9

Einfuhr von Erzeugnissen, die geregelte Stoffe enthalten,
aus Nichtvertragsstaaten

(1) Vorbehaltlich des in Absatz 4 genannten Beschlusses
ist die Uberfiihrung von Erzeugnissen, die Fluorchlorkoh-
lenwasserstoffe oder Halone enthalten und aus Nichtver-
tragsstaaten eingefiithrt werden, in den zollrechtlich freien
Verkehr der Gemeinschaft untersagt. , .

(2) Vorbehaltlich des in Absatz 4 genannten Beschlusses
ist die Uberfiihrung von' Erzeugnissen, die andere voll-
halogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe, Tetrachlor-
kohlenstoff oder 1,1,1-Trichlorethan enthalten und aus
Nichtvertragsstaaten eingefiihrt werden, in den zollrecht-
lich freien Verkehr der Gemeinschaft untersagt.

(3) Vorbehaltlich des in Absatz 4 genannten Beschlusses
ist die Uberfithrung von Erzeugnissen, die teilhalogenierte
Fluorbromkohlenwasserstoffe enthalten und aus Nicht-
vertragsstaaten eingefithrt werden, in den zollrechtlich
freien Verkehr der Gemeinschaft untersagt.

(4) Die Kommission kann nach dem Verfahren des Arti-
kels 16 unter Beriicksichtigung der von den Vertragspar-
teien erstellten Listen Hinzufiigungen, Streichungen und
Anderungen an der Liste des Anhangs V vornehmen.

Artikel 10

Einfuhr von Erzeugnissen, die mit geregelten Stoffen
hergestellt werden, aus Nichtvertragsstaaten

Unter Beriicksichtigung des Beschlusses der Vertragspar-
teien legt der Rat auf Vorschlag der Kommission Vor-
schriften fiir die Uberfithrung in den zollrechtlich freien
Verkehr der Gemeinschaft fest, die fiir die aus Nichtver-
tragsstaaten eingefithrten Erzeugnisse gelten, die mit gere-
gelten Stoffen hergestellt wurden und eindeutig als solche
identifizierbar sind, diese Stoffe jedoch nicht enthalten.
Die Identifikation solcher Erzeugnisse erfolgt im Einklang
mit der den Vertragsparteien in regelmifligen Abstinden
gegebenen technischen Beratung. Der Rat beschliefit mit
qualifizierter Mehrheit.
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Ar_tikel 11

Ausfuhr geregelter Stoffe in Nichtvertragsstaaten

(1) Die Ausfuhr aus der Gemeinschaft von unbenutzten,
zuriickgewonnenen oder aufgearbeiteten Fluorchlorkoh-
lenwasserstoffen, anderen vollhalogenierten Fluorchlor-
kohlenwasserstoffen, Halonen, Tetrachlorkohlenstoff
oder 1,1,1-Trichlorethan in" Nichtvertragsstaaten ist
untersagt.’

(2) Ein Jahr nach dem im Amtsblatt der Europdischen
Gemeinschaften gemifl Artikel 8 Absatz 2 verdffentlich-
ten Zeitpunkt wird die Ausfuhr aus der Gemeinschaft
von unbenutzten, zuriickgewonnenen oder aufgearbeite-
~ ten teilhalogenierten Fluorbromkohlenwasserstoffen nach
Nichtvertragsstaaten untersagt.

Artikel 12

Ausnahmegenehmigung - fiir den Handel mit Nicht-
vertragsstaaten

Abweichend von Artikel 8, Artikel 9 Absitze 1, 2 und 3 B

und Artikel 11 kann die Kommission den Handel mit
geregelten Stoffen sowie mit Erzeugnissen, die einen oder
mehrere dieser Stoffe enthalten oder damit hergestellt
wurden, mit einem Nichtvertragsstaat gestatten, sofern in
einer Sitzung der Vertragsparteien festgestellt wurde, daf§
dieser Staat alle Anforderungen des Artikels 2, der Artikel
2 A bis 2 E sowie der Artikel 2 G und 4 des Protokolls
erfillt und diesbeziiglich Daten nach Artikel 7 des Proto-
kolls vorgelegt hat. Die Kommission handelt nach dem
Verfahren des Artikels 16.

Artikel 13

Handel mit Gebieten, die nicht unter das Protokoll
‘fallen

(1) Vorbehaltlich eines Beschlusses gemafs Absatz 2 gel-
ten die Bestimmungen der Artikel 8, 9 und 11 fir die
nicht unter das Protokoll fallenden Gebiete in gleicher
Weise wie fiir Nichtvertragsstaaten.

(2) Erfillen die Behorden eines nicht unter das Protokoll
fallenden Gebiets alle Anforderungen des Artikels 2, der
Artikel 2 A bis 2 E sowie der Artikel 2G und 4 des
_ Protokolls und haben sie diesbeziiglich Daten nach Arti-
kel 7 des Protokolls vorgelegt, so kann die Kommission
beschlieflen, daf§ die Bestimmungen der Artikel 8, 9 und
11 teilweise oder in ihrer Gesamtheit keine Anwendung
in bezug auf dieses Gebiet finden.

Die Kommission faflt ihren Beschluff nach dem Verfahren
des Artikels 16.

KAPITEL IV

EMISSIONSKONTROLLE

Artikel 14

Riickgewinnung bereits verwendeter geregelter Stoffe

Ab dem ersten Tag des vierten Monats nach Inkrafttreten
dieser Verordnung werden Fluorchlorkohlenwasserstoffe,
andere vollhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe,
Halone, Tetrachlorkohlenstoff, 1,1,1-Trichlorethan, teil-
halogenlerte Fluorbromkohlenwasserstoffe und teilhalo-
genierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe in

— gewerblichen und industriellen Kilte- und Klimaanla-
gen,
— Lo6sungsmittel enthaltenden Geriten und

— Brandschutzvorrichtungen,

~ wenn praktikabel, bei der Wartung der genannten Anla-

gen und Gerite bzw. vor deren Abbau oder Entsorgung
zur Vernichtung nach von den Vertragsparteien zugelasse-
nen Verfahren oder nach anderen umweltpolitisch
annehmbaren Vernichtungstechnologien oder zu Recyc-
ling- oder Aufarbeitungszwecken zuriickgewonnen. Zu
diesem Zweck konnen die Mitgliedstaaten Mindestanfor-

derungen fur die Befahlgung des Wartungspersonals fest-

legen.

Diese Bestimmung berithrt nicht die Anwendung der
Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 iiber
Abfille () und die von den Mitgliedstaaten zur Umset-
zung ihrer Bestimmungen ergriffenen Mafinahmen.

Die Kommission unterbreitet dem Europidischen Parla-
ment und dem Rat bis zum 31. Dezember 1994 einen
Bericht iiber die Umsetzung dieses Artikels durch die
Mitgliedstaaten.

Artikel 15

Austreten geregelter Stoffe

(1) Ab dem ersten Tag des vierten Monats nach Inkraft-
treten -dieser Verordnung sind alle praktikablen Vor-
sichtsmafSnahmen zu treffen, um bei der Herstellung, dem
Einbau, dem Betrieb und der Wartung von gewerblichen
und industriellen Kilte- und Klimaanlagen, von Brand-

schutzvorrichtungen sowie von Losungsmittel enthalten-

den Anlagen und Geriten ein Austreten von Fluorchlor-
kohlenwasserstoffen, anderen vollhalogenierten Fluor-
chlorkohlenwasserstoffen, Halonen, Tetrachlorkohlen-
stoff, 1,1,1-Trichlorethan, teilhalogenierten Fluorbrom-
kohlenwasserstoffen und teilhalogenierten Fluorchlorkoh-
lenwasserstoffen zu verhindern. Zu diesem Zweck kon-
nen die Mitgliedstaaten Mindestanforderungen fiir die
Befdhigung des Wartungspersonals festlegen.

(1) ABL Nr. L 194 vom 25. 7. 1975, S. 47. Richtlinie geindert
durch die Richtlinie 91/156/EWG (ABL Nr. L 78 vom 26. 3.
1991, S. 32) und durch die'Richtlinie 91/692/EWG (ABI. Nr.
L 377 vom 31. 12. 1991, S. 48).
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(2) Ab dem ersten Tag des vierten Monats nach Inkraft-
treten dieser Verordnung sind alle praktikablen Vor-
sichtsmaffnahmen zu treffen, um ein Austreten von Me-
thylbromid aus Begasungsanlagen oder bei anderen Tatig-
keiten, bei denen Methylbromid verwendet wird, zu ver-
hindern. Zu diesem Zweck konnen die Mitgliedstaaten
Mindestanforderungen fiir die Befihigung des Wartungs-
personals festlegen.

(3) Ab dem ersten Tag des vierten Monats nach Inkraft-
treten dieser Verordnung sind alle praktikablen Vor-
sichtsmafinahmen zu treffen, um ein Austreten geregelter
Stoffe, die bei der Herstellung anderer chemischer Stoffe
als Ausgangsmaterial verwendet werden, zu verhindern.

(4) Ab dem ersten Tag des vierten Monats nach Inkraft-
treten dieser Verordnung sind alle praktikablen Vor-
sichtsmafinahmen zu treffen, um ein Austreten geregelter
Stoffe, die bei der Herstellung anderer chemischer Stoffe
unbeabsichtigt erzeugt werden, zu verhindern.

KAPITEL V

VERWALTUNG, DATENBERICHTERSTATTUNG UND
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 16

Verwaltung

Die Kommission wird von einem Ausschuf§ unterstiitzt,
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen-
setzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz fuhrt.

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschufd
einen Entwurf der zu treffenden Mafinahmen. Der Aus-
schuf} gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner-
halb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Beriicksich-
tigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage festsetzen
kann. Die Stellungnahme wird mit. der Mehrheit abgege-
ben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags fiir die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kommission zu
fassenden Beschliisse vorgesehen ist. Bei der Abstimmung
im Ausschuff werden die Stimmen der Vertreter der
Mitgliedstaaten gemafl dem vorgenannten Artikel gewo-
gen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil.

Die Kommission erlifft Maffnahmen, die unmittelbar gel-
ten. Stimmen sie jedoch mit der Stellungnahme des Aus-
schusses nicht iiberein, so werden diese Mafinahmen
sofort von der Kommission dem Rat mitgeteilt. In diesem
Fall kann die Kommission die Durchfiihrung der von ihr
beschlossenen Mafinahmen um einen Zeitraum von hoch-
stens einem Monat von dieser Mitteilung an verschie-
ben. ‘

Der Rat kann innerhalb des in Absatz 3 genannten
Zeitraums mit qualifizierter Mehrheit einen anderslauten-
den Beschluff fassen.

Artikel 17

Datenberichterstattung

(1) a) Jeder Hersteller, Importeur und Exporteur geregel-
ter Stoffe iibermittelt der Kommission mit Durch-
schrift an die zustindige Behorde des betreffenden
Mitgliedstaats ab 1995 jahrlich spatestens bis zum
31. Mirz zu jedem der geregelten Stoffe fiir den
Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember des
vorangegangenen Jahres folgende Angaben:

— Hohe der Gesamtproduktion;

— Menge zur Deckung des lizenzierten Bedarfs
von Verwendern im Sinne des Artikels 3
Absidtze 1 bis 5 und Absatz 7;

— Umfang des Produktionszuwachses gemif§ Ar-
tikel 3 Absatz 8 (Deckung des Inlandsbedarfs
der in Artikel 5 des Protokolls bezeichneten
Vertragsparteien);

— Umfang des Produktionszuwachses gemif§ Ar-
tikel 3 Absatz 9 (Deckung wesentlicher Ver-
wendungszwecke der Vertragsparteien);

— Umfang des Produktionszuwachses gemif§ Ar-
tikel 3 Absitze 10, 11 und 12 (zulissige indu-
strielle Rationalisierung);

— Menge der rezyklierten Stoffe;

— Menge der nach einem von den Vertragspar-
teien anerkannten Verfahren vernichteten

Stoffe;
— Lagerbestinde;

— Menge der eingefithrten unbenutzten Stoffe,
die in den zollrechtlich freien Verkehr der
Gemeinschaft iibergefithrt worden sind, ge-
trennt nach Vertragsparteien und Nichtver-
tragsstaaten;

— Umfang der Einfuhren in die Gemeinschaft zur
Deckung des lizenzierten Bedarfs der Verwen-
der im Sinne des Artikels 3 Absdtze 1 bis §
Absatz 7; '

— Umfang der Ausfuhren der Produktion aus der
Gemeinschaft, getrennt nach Vertragsparteien
. i
und Nichtvertragsstaaten;

— Menge der in der Gemeinschaft in Verkehr
gebrachten bzw. vom Hersteller fiir eigene
Zwecke verwendeten Stoffe;

— Menge der als Ausgangsmaterial verwendeten
Stoffe.
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Ungeachtet der vorstehenden Verpflichtungen hat
die in diesem Absatz genannte Mitteilung
fiir den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember
1993 spidtestens am letzten Tag des vierten
Monats nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
der Verordnung zu erfolgen. '

b) Fir die Zwecke des Artikels 4 Absatz 8 iibermit-
telt jeder Hersteller bzw. Importeur teilhalogenier-
ter Fluorchlorkohlenwasserstoffe der Kommission
mit Durchschrift an die zustindige Behérde des
betreffenden Mitgliedstaats am letzten Tag des
Quartals nach Inkrafttreten dieser Verordnung
und danach jeweils am letzten Tag eines Quartals
folgende Angaben:

— seine Produktion an teilhalogenierten Fluor-
chlorkohlenwasserstoffen, die er innerhalb der
Gemeinschaft in den Verkehr gebracht oder
fiir eigene Zwecke verwendet hat;

— seine Einfuhren teilhalogenierter Fluorchlor-
kohlenwasserstoffe in die Gemeinschaft.

(2) Jeder Verwender im Sinne des ‘Artikels 3 Absidtze 1 .

bis 5 und Absatz 7 {ibermittelt der Kommission mit
Durchschrift an die zustindige Behérde des Mitglied-
staats, in dem er den betreffenden Stoff verwendet, ab
1996 fiir Fluorchlorkohlenwasserstoffe, andere vollhalo-
genierte  Fluorchlorkohlenwasserstoffe, ~ Halone und
Tetrachlorkohlenstoff bzw. ab 1997 fiir 1,1,1-Trichloret-
han und teilhalogenierte Fluorbromkohlenwasserstoffe

jahrlich spitestens bis zum 31. Mirz Angaben iiber die .

Verwendung und Menge der betreffenden Stoffe, firr die
eine Erlaubnis gemif den entsprechenden Absitzen des
Artikels 3 erteilt wurde.

(3) Jeder Hersteller, Importeur und Exporteur, der im
Jahr 1991 Methylbromid hergestellt, eingefithrt oder aus-
gefiihrt hat, teilt der Kommission, mit Durchschrift an die
zustindige Behorde des betreffenden Mitgliedstaats, spi-
testens am letzten Tag des vierten Monats nach dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung die in
Absatz 1 genannten Angaben, bezogen auf dieses Jahr,
mit. Jeder Hersteller, Importeur und Exporteur mufl
auflerdem angeben, welche: Mengen den Quarantinebe-
reich oder die Behandlung vor dem Transport betreffen.

(4) Die Kommission trifft geeignete Mafinahmen, um die
Vertraulichkeit der iibermittelten Daten zu gewihrlei-
sten.

Artikel 18

Uberwachung

(1) Zur Durchfithrung ihrer Aufgaben aufgrund dieser
Verordnung ist die Kommission befugt, alle erforderli-

chen Informationen von den Regierungen und den
zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten sowie von
Unternehmen einzuholen.

(2) Richtet die Kommission ein Informationsersuchen an
ein Unternehmen, so iibermittelt sie zugleich eine Durch-
schrift dieses Ersuchens an die zustindige Behorde desje-
nigen Mitgliedstaats, in dessen Gebiet das Unternehmen
seinen Sitz hat, und legt die Griinde dar, aus denen sie
diese Informationen benétigt.

(3) Die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten fithren
die Untersuchungen durch, die die Kommission aufgrund
dieser Verordnung fiir erforderlich hilt.

(4) Wenn die Kommission und die zustindige Behérde
desjenigen Mitgliedstaats, in dessen Gebiet die Untersu-
chung durchgefithrt werden soll, eine entsprechende Ver-
einbarung treffen, unterstiitzen die Beamten der Kommis-
sion die Beamten dieser Behorde bei der Erfiillung ihrer
Aufgaben.

(5) Die Kommission trifft geeignete Mafinahmen, um die
Vertraulichkeit der gemif diesem Artikel erhaltenen
Informationen zu gewihrleisten.

Artikel 19

ZwangsmafSnahmen

Jeder Mitgliedstaat legt die Sanktionen fest, die bei einem
VerstoR gegen diese Verordnung und gegebenenfalls
gegen nationale Durchfihrungsmafinahmen zu verhingen
sind.

Artikel 20
Aufhebung

(1) Die Verordnung (EWG) Nr. §94/91 wird aufgeho-
ben.

(2) Verweisungen auf die gemifl Absatz 1 aufgehobene
Verordnung gelten als Verweisungen auf die vorliegende
Verordnung.

Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veréffentli-
chung im Amzisblatt der Europiischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 15. Dezember 1994.

Im Namen des Rates
Der Prdsident
A. MERKEL
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ANHANG I
Stoffe im Sinne der Verordnung
Ozonabbau-
Gruppe Stoff potential (1)
Gruppe 1 CFCl; (CFC-11) 1,0
CF,Cl, (CFC-12) 1,0
C,F;Cl3 (CFC-113) 0,8
C,F,Cl, (CFC-114) - 1,0
C,F;Cl (CFC-115) 0,6
Gruppe II CF,Cl (CFC-13) 1,0
C,FCl; (CFC-111) 1,0
C,F,Cl, (CFC-112) 1,0
C3FCl, (CFC-211) 1,0
C;F,Clg (CFC-212) 1,0
C;F;3Cl (CFC-213) 1,0
C;F,Cly (CFC-214) 1,0
C;FsCly A (CFC-215) 1,0
C;FCl, (CFC-216) 1,0
C;F,Cl (CFC-217) 1,0
Gruppe III CF,BrCl (Halon-1211) 3,0
CF;Br (Halon-1301) 10,0
C,F4Br, (Halon-2402) 6,0
Gruppe IV CCly (Tetrachlorkohlenstoff) 1,1
Gruppe V C,H;Cl; (2) (1,1,1-Trichlorethan) 0,1
Gruppe VI CH;Br (Methylbromid) 0,7
Gruppe VII CHFBr, 1,00
CHF,Br 0,74
CH,FBr 0,73-
CzHFBLg_ 0, 8
CzHFzBr 3 1 N 8
CQ_HF 3 Br. 2 1 ,6
C,HF,Br 1,2
CszFBr 3 . 1 ,1
CszFzBI‘ 2 1 ,5
C2H2F3Br 1 ,6
CzHJFBf 2 1 ,7
CzH 3F2BI' 1 ,1
C2H4FBI' 0,1
C;HFBrg 1,5
C 3HF2BI 5 1 ,9
C 3HF3BI‘4 1 N 8
C;3HF,Br; 2,2
C 3HF SBI' 2 2,0
C;HFBr 3,3
C3H2FBI‘ 5 1,9
. C3H2F2Br4 2, 1
C;HzF 3BI' 3 5 ,6
C3H2F4Br 2 7,5
C 3HZF 5B1’ 1 ;4
C;H;3FBr, 1,9
C3H3F2Bl‘3 3 N 1
C;H;F3Br, 2,5
C3H;3F Br 4,4
C3H4FBI'3 0,3
C 3H4F2Bl’ 2 1 ,0
C3H4F3Br 0, 8
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Gruppe _ Stoff g;;ﬁzﬁ?)
Gruppe VII (Fortsetzung) C;H;FBr, 0,4
C3H5FzB[' . 0,8
C3HFBr . 0,7
Gruppe VIII CHFCl, (HCFC-21) : 0,040
CHF,Cl (HCFC-22) ] 0,055
CH,FCl - : (HCFC-31) 0,020
C,HFCl, (HCFC-121) . 0,040
C,HF,Cl; (HCFC-122) 0,080
C,HF;Cl, (HCFC-123) (3) 0,020
C,HF,Cl (HCFC-124) (3) 0,022
C,H,FCl; (HCFC-131) 0,050
C,H,F,Cl, (HCFC-132) 0,050
C,H,F;Cl (HCFC-133) 0,060
C,H3FCl, (HCFC-141) ' 0,07
CH;FCl, (HCFC-141b) (3) 0,110
C,H;F,Cl (HCFC-142) 0,07
CH;F,Cl (HCFC-142b) (3) 0,065
C,H,FCl (HCFC-151) 0,005
C3;HFCl¢ (HCFC-221) 0,070
C;HF,Cl; (HCFC-222) 0,090
C3;HF;Cly (HCFC-223) 0,080
C3;HF,Cl; : (HCFC-224) 0,090
C;HFCl, (HCFC-225) 0,07
CF;CF,CHCl, (HCFC-225ca) (3) 0,025
CF,CIF,CHCIF (HCFC-225¢b) (3) 0,033
C;HF.Cl (HCFC-226) 0,100
C;H,FClg (HCFC-231) 0,090
C;H,F,Cl, (HCFC-232) 0,100
C3;H,F;Cl3 (HCFC-233) i 0,230
C;H,F,Cl, (HCFC-234) 0,280
C;H,FCl , (HCFC-235) 0,520
C;H3FCl, (HCFC-241) 0,090
C;H;F,Cl, (HCFC-242) 0,130
C;H;3F;ClL, (HCFC-243) _ 0,120
C3H;F,Cl (HCFC-244) 0,140
C3H4FCl; (HCFC-251) 0,010
C3H,F,Cl, (HCFC-252) 0,040
C;H,F;Cl : , (HCFC-253) : 0,030
C3HFCl, (HCFC-261) 0,020
C3;H,F,Cl (HCFC-262) 0,020
C3HGFCl : (HCFC-271) 0,030

(1) Diese Ozonabbaupotentiale sind Schitzungen "aufgrund derzeitiger Erkenntnisse; sie werden anhand der von den Vertragsparteien des Montrealer
Protokolls iiber Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht fiihren, gefaiten Beschliisse regelmifig tiberpriift und revidiert.

(2) Diese Formel bezieht sich nicht auf 1,1,2-Trichlorethan. )

(3) Kennzeichnet den kommerziell gingigsten Stoff entsprechend dem Protokoll.
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ANHANG 11

Mengenmiflige Beschrinkungen fiir die Einfuhr aus Drittlindern

{berechnete Mengen in Tonnen)

Stoff Gruppe I Gruppe 1I Gruppe HI Gruppe IV Gruppe V Gruppe VI Gruppe VII
Fiir Zwolfmonatszeitriume )
vom 1. Januar bis
i 31. Dezember
1993 1161 14 700 1288 2378
1994 348 4 0 386 1189
1995 0 0 0 1189 11 530
1996 7 0 11 530 0
1997 11 530
1998 8 648
1999 8 648
2000 : 8 648
2001 8 648
2002 8 648
2003 - 8 648
2004 8 648
2005 8 648
2006 8 648
2007 ‘ 8 648
2008 8 648
2009 8 648
2010 ' ‘ . 8 648
2011 . 8 648
2012 8 648
2013 8 648
2014 8 648
2015 8 648
und danach 8648
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ANHANG 111
Codes und Warenbezeichnungen der Kombinierten Nomenklatur der unter die Anhinge I und 1I
fallenden Stoffe
KN-Code Warenbezeichnung
2903 40 10 — — Trichlorfluormethan
2903 40 20 — — Dichlordifluormethan
2903 40 30 — — Trichlortrifluorethan
2903 40 40 — — Dichlortetrafluorethan
2903 40 50 — — Chlorpentafluorethan
2903 40 61 — — — Chlortrifluormethan, Pentachlorfluorethan, Tetrachlordifluorethan,
Heptachlorfluorpropan, Hexachlordifluorpropan, Pentachlortrifluor-
propan, Tetrachlortetrafluorpropan, Trichlorpentafluorpropan, Di-
chlorhiexafluorpropan oder Chlorheptafluorpropan
2903 40 70 — — Bromtrifluormethan
2903 40 80 — — Dibromtetrafluorethan
2903 40 91 — — Bromchlordifluormethan
2903 14 00 — Tetrachlorkohlenstoff
29031910 — — 1,1,1-Trichlorethan
2903 30 33 — — Brommethan (Methylbromid)
ex 2903 4098 — — teilhalogenierte Fluorbromkohlenwasserstoffe
ex 2903 40 69 — — teilhalogenierte Fluorchlorkohlenwasserstoffe
ex 38239096 — — — Gemische, die Stoffe der KN-Codes 2903 4010, 290340 20,
2903 40 30, 2903 40 40, 2903 40 50 of 2903 40 61 enthalten
ex 38239097 — — — Gemische, die Stoffe der KN-Codes 29034070, 290340 80,
2903 40 91 oder 3823 90 96 enthalten
ex 38239098 —

— Gemische, die Stoffe des KN-Codes 2903 14 00 oder 2903 19 10 enthal-
ten :
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ANHANG IV

Gesamthdchstmengen an teilhalogenierten Fluorchlorkohlenwasserstoffen, die von Herstellern bzw. Impor-
teuren in der Gemeinschaft in Verkehr gebracht oder fiir eigene Zwecke verwendet werden diirfen

Gruppe VIII (1)
Fiir Zwélfmonatszeitriume vom
1. Januar bis 31. Dezember Hochstmenge Hochstmenge
(berechneter Umfang in Tonnen)

1995 7655 100 %
1996 7 655 100 %
1997 - 7 655 . 100 %
1998 7655 100 %
1999 7 655 100 %
2000 7655 100 %
2001 7 655 ' 100 %
2002 - 7 655 100 %
2003 7655 ' 100 %
2004 4975 65 %
2005 4975 65 %
2006 ) 4975 - 65 %
2007 3062 40 %
2008 3062 40 %
2009 3062 40 %
2010 1531 20%
2011 ) 1531 20 %
2012 1531 20 %
2013 383 5%
2014 383 5%
2015 0 0%

(1) Die Hochstmenge betrigt 2,6 % der 1989 in Verkehr gebrachten oder fiir eigene Zwecke des Herstellers verwendeten
FCKW und 100 % der 1989 in Verkehr gebrachten oder fiir eigene Zwecke des Herstellers verwendeten H-FCKW.

ANHANG V
. Codes der Kombinierten Nomenklatur (KN) von Erzeugnissen, die geregelte Stoffe enthalten (1)

1. Klimaanlagen fiir Kraftfahrzeuge und Lastkraftwagen

KN-Codes

8701 20 10—8701 90 90
8702 10 11—8702 90 90
8703 10 10—8703 90 90
8704 10 11—8704 90 00
8705 10 00—8705 90 90
8706 00 11—8706 00 99

2. Kilte- und Klimaanlagen/Wirmepumpen fiir Haushalt und Gewerbe

Kiihlgerite:

KN-Codes

8418 10 10—8418 29 00
8418 5011—8418 5019
8418 61 10—8418 69 99

(1) Diese Zollcodes werden zur Orientierung der Zollbehorden der Mitgliedstaaten angegeben.
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Gefriergerite:

KN-Codes

8418 10 10—8418 29 00

- 8418 30 10—8418 30 99

8418 40 10—8418 40 99
8418 50 11—8418 50 19
8418 61 10—8418 61 90
8418 69 10—8418 69 99

Entfeuchter:

KN-Codes

8415 10 00—8415 83 90
8424 89 00
8479 89 10
8479 89 80

Wasserkiihler:

KN-Codes

8419 60 00
8419 89 80

Geriite zur Kilteerzeugung;:

KN-Codes

8418 10 10—8414 29 00
8418 30 10—8418 30 99
8418 40 10—8418 40 99
8418 50 11—8418 50 19
8418 61 10—8418 61 90
8418 69 10—8418 69 99
8479 89 80

Klimaanlagen und Wirmepumpen:

KN-Codes

841510 00—8415 83 90
8418 61 10—8418 61 90
8418 69 10—8418 69 99
8418 99 10-—8418 99 90

3. Aerosolerzeugnisse aufler medizinischen Aerosolen

Lebensmittel:

KN-Codes

0404 90 11—0404 90 99
1517 90 10—1517 90 99
2106 90 91
2106 90 99
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Anstrichfarben und Lacke; zubereitete Wasserpigmentfarben; Farbemittel:

KN-Codes

3208 10 10—3208 10 90
3208 20 10—3208 20 90
3208 90 10—3208 90 99
3209 10 00—3209 90 00
3210 00 10—3210 00 90
32129090

Duftstoffe, Schénheitsmittel und Kérperpflegemittel:

KN-Codes

3303 00 10—3303 00 90
3304 3000
3304 99 00
3305 10 00—3305 90 90
3306 10 00—3306 90 00
3307 10 00—3307 30 00
3307 49 00
3307 90 00

Organisch grenzflichenaktive Stoffe:

KN-Codes

3402 20 10—3402 20 90

Zubereitete Schmiermittel:

KN-Codes

340311 00 :
3403 19 10—3403 1999
340391 00

3403 99 10—3403 99 90

Putzmittel:

KN-Codes

3405 10 00
3405 20 00
3405 30 00
3405 40 00
3405 90 10—3405 90 90

Waren aus leicht entziindlichen Stoffen:

KN-Code

3606 10 00

Insektizide, Rodentizide, Fungizide, Herbizide usw.:

KN-Codes

3808 10 10—3808 10 90
3808 20 10—3808 20 80
3808 30 11—3808 30 90
3808 40 10—3808 40 90
3808 90 10—3808 90 90
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Endausriistungsmittel usw.:

KN-Codes

3809 10 10—3809 10 90
3809 91 00—3809 93 00

Zusammengesetzte organische Losungsmittel:

KN-Codes

3814 00 10—3814 00 90

Zubereitete Gefrierschutzmittel:

KN-Code

38200000

Erzeugnisse der chemischen Industrie oder verwandter Industrien:

KN-Codes

38239010
38239060
38239070

3823 90 81—3823 90 28

Silikone in Primirformen:

KN-Code
3910 00 00
Waffen:
KN-Code
9304 00 00
4. Tragbare Feuerloscher:
KN-Codes

8424 10 10—8424 10 99

5. Dammplatten, -winde und Isolierverkleidungen von Rohren:

KN-Codes

3917 21 10—3917 40 20
3920 10 21—3920 99 90
3921 11 00—3921 90 90
3925 10 00—3925 90 80
3926 90 10—3926 90 99

6. Vorpolymerisat:

KN-Codes

3901 10 10—3911 90 90




	Verordnung (EG) Nr. 3093/94 des Rates vom 15. Dezember 1994 über die Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen

